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Revision der Gesetzestechnischen Richtlinien (GTR) 

Liste der neuen Regeln und einiger formalisierter Regeln 

 

Grün: Regeln, die sich mit den neuen GTR inhaltlich ändern 

Rot: In der Praxis bereits bestehende Regeln, die in den neuen GTR formalisiert wurden 

 

Hinweise:  

– Die Regeln aus den Merkblättern, die inhaltlich unverändert in die GTR integriert wurden, sind 

nicht aufgeführt. 

– Die Unterscheidung zwischen geänderten und formalisierten Regeln ist keine exakte 

Wissenschaft. 

– Die Liste führt eine sehr grosse Anzahl von Änderungen an, die teils nur für seltene Fälle relevant 

sind oder nur eine geringe Änderung bedeuten. Die etwas wichtigeren Punkte sind fett gedruckt. 

Die Punkte, die an der Weiterbildung besprochen werden sollen, sind grau hinterlegt und in 

einem separaten Dokument ausführlicher beschrieben. 

 

4–7 Titel: Nennung des erlassenden Organs 

8 Titel: Wann sind andere Bezeichnungen als «Gesetz» und «Verordnung» zulässig? 

12 Kurztitel: Nennung des erlassenden Organs aufnehmen (z.B. 

Organzuteilungsverordnung EDI) 

18  Abkürzung des Erlasstitels: Generalisierung der Ausnahme von der Höchstlänge von 

5 Buchstaben für Serien von Erlassen (z.B. GebV-XYZ, OV-EJPD) 

21 Klarstellung zum Datum des Erlasses: Es ist das Datum des Grunderlasses, nicht etwa 

das der letzten Änderung 

22, 29 

(betrifft 

nur den 

französisch

en Text) 

Staatsverträge und andere völkerrechtliche Texte werden im Ingress 

schweizerischer Erlasse auf Französisch neu immer mit «en exécution de» genannt 

(statt «en application de» oder «vu»). Keine Praxisänderung gibt es auf Deutsch («in 

Ausführung von») und auf Italienisch («in esecuzione di»). 

28 Ingress: Die Formel «gestützt auf das Gesetz …» ohne Artikelangabe ist auch dann 

zulässig, wenn es im Gesetz gar keine Delegationsnorm hat (nicht nur bei 

zahlreichen Delegationsnormen wie in den alten GTR, Rz. 135) 

33 Eine Begriffsbestimmung, die nur einmal verwendet wird, kann direkt in der 

entsprechenden Bestimmung stehen. 

35 und 154 Die Einführung einer Abkürzung/Kurzform/Kurzbezeichnung ist möglich, wenn sie 

zwei oder mehr Male verwendet wird (Flexibilisierung der Regel). 
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37–40 Entsprechung von Ausdrücken 

44–52 «Aufhebung und Änderung bisherigen Rechts anderer Erlasse» 

«Abrogation et modification du droit en vigueur d'autres actes» 

«Abrogazione e modifica del diritto vigente di altri atti normativi» 

49 Aufhebung von Erlassen: Angabe der AS-Fundstellen, die noch relevant sind, (plus 

evtl. BS) statt SR 

54  Koordinationsbestimmungen (Wie geht man in Botschaft und Entwurf mit einem 

allfälligen Koordinationsbedarf zwischen mehreren Parlamentsvorlagen um?) 

56–59 Verknüpftes Inkrafttreten: Leicht angepasste Formeln, präzisere Erklärungen zu den 

Anwendungsmöglichkeiten 

– (ex 41) Aufhebung der Möglichkeit, auf eine explizite Befristung in den Schlussbestimmungen 

zu verzichten, wenn sie sich aus dem Titel ergibt. 

65–67 Anhänge: leichte Präzisierungen (Grafiken, Farben...) 

75 Zweigeteilte Sachüberschriften (z.B.: «Art. 8 Wettbewerbsbehörde: Organisation»; 

«Art. 9 Wettbewerbsbehörde: Aufgaben») 

76 Inhaltsverzeichnis und Alphabetisches Register: Präzisierung der Zuständigkeiten 

81 Randtitel in Sachüberschriften umwandeln: Umwandlung aufgrund einer 

Generalanweisung (wird durch das KAV ausgeführt) geht oft nicht 

86 Das logische Verhältnis zwischen Aufzählungsgliedern ist eine komplizierte Sache; 

«und» und «oder» sind kein Allheilmittel 

88 Ein vollständiger Satz, der in einer Aufzählung ergänzt wird, wird nicht mit Punkt, 

sondern mit Strichpunkt abgegrenzt. 

91 Strafbestimmungen werden sowohl im Kernstrafrecht als auch im Nebenstrafrecht 

nicht mehr mit unnummerierten Absätzen gegliedert (daher meistens zuerst 

Strafdrohung, dann Tatbestände). 

96–123 neue Struktur des Abschnitts (genauer: Titels) zur Verweisung; Klarstellungen zu 

diversen Einzelheiten (z.B. Rz. 104 Position des Fussnotenzeichens nicht in allen 

Amtssprachen gleich) 

116–121 Verweise auf Texte ausserhalb von AS/SR/ABl.; Fundstellen, Bezugsquellen 

115 und 

120 

einheitliche (leider den übrigen Regeln nicht entsprechende) Zitierweise für 

technische Normen, die bei der Schweizerischen Normen-Vereinigung (SNV) 
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eingesehen und bezogen werden können.  

121 Fundstelle bei wiederholter Zitierung von Erlassen oder Bestimmungen:  

– Bei wiederholter Zitierung im selben Anhang kann man die Fundstelle nach 

Ermessen weglassen.  

– Fundstellenangabe durch Verweis auf eine frühere Fussnote («Siehe Fussnote zu 

Art. XY») 

134 und 

135 

Werden EU-Rechtsakte mit (offiziellen oder inoffiziellen) Kurztiteln zitiert, so hängt 

man vor den Kurztitel immer das Kürzel «EU», auch wenn der Rechtsakt in seinem 

offiziellen Titel noch das Kürzel «EWG» oder «EG» trägt (am Beispiel der Richtlinie 

2004/49/EG: «EU-Richtlinie über die Eisenbahnsicherheit» statt «EG-Richtlinie über 

die Eisenbahnsicherheit») 

155 

(vgl. 12) 

Kürzel im Titel und Ingress von Verordnungen, die nicht vom Bundesrat erlassen 

werden 

156 Erlassformen der Bundesversammlung:  

– Nachvollzug der verfassungsrechtlichen Änderungen 

– Neuausrichtung der Tabelle an der Systematik der Verfassung statt an der 

Unterscheidung rechtsetzend/nicht rechtsetzend 

164-170, 

221–229 

Referendumsklauseln:  

– Nachvollzug der Änderungen des Parlamentsgesetzes und des Bundesgesetzes 

über die politischen Rechte in Bezug auf den bedingten oder unbedingten Rückzug 

einer Volksinitiative 

– Je nach Amtssprache diverse kleinere Änderungen, um unnötige Variationen 

anzugleichen (sprachlich bedingte Unterschiede zwischen den Sprachfassungen 

bleiben bestehen). Beispiele: 

– Alle Verweise auf Verfassungsbestimmungen stehen nun in allen 

Amtssprachen in Klammern, ohne Wiederholung des Verfassungstextes. 

– Das obligatorische Referendum wird auf Deutsch immer mit der Formel 

«… wird Volk und Ständen zur Abstimmung unterbreitet» ausgedrückt (früher 

teilweise «… untersteht der Abstimmung des Volkes und der Stände»). 

171 Inkrafttretensklausel von Verordnungen der Bundesversammlung 

173–186 Inkraftsetzungsformeln für Bundesgesetze: Zahlreiche Formeln für Sondersituationen 

(Inkraftsetzung durch das Parlament selber, gestaffeltes Inkraftsetzen, 

Teilinkraftsetzungen…) 

Hauptbotschaft: Fast alle Fälle löst man am besten mit einer simplen Delegation an 

den Bundesrat (Rz. 172: «Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten.»). Alle anderen 
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Regeln sind nur bei mehr oder weniger seltenen Spezialfällen nötig, man sollte sie nur 

bei ausgewiesenem Bedarf anwenden. 

219 Wird ein Erlass (Gesetz oder Verfassungsänderung) in den Bundesbeschluss über die 

Genehmigung eines Staatsvertrags integriert, so steht er immer in einem Anhang. 

221–229  Referendumsklauseln in Bundesbeschlüssen: s. Rz. 164-170 

237 «in Ausführung von» im Ingress von Verordnungen 

247–269 Verwaltungsverordnungen: diverse kleinere Präzisierungen und Ergänzungen, z.B.:  

– 249 Anwendung der Regeln grundsätzlich auch auf andere BBl-Publikationen 

– 263 keine pauschale Empfehlung mehr, Verwaltungsverordnungen zu befristen. 

274 Erlasse höherer Stufe ändern (Vereinheitlichung der Praxis): Man macht immer einen 

eigenständigen Änderungserlass und stellt die Änderungen nicht unter Änderung 

anderer Erlasse. Gestaltung wie normale Änderungserlasse, ausser: 1. Ingress, 2. bei 

der Änderung von Erlassen der Bundesversammlung: Titel 

279–281 Suspendierung und vorübergehende Änderung (relativ komplizierte Regeln). 

Hauptbotschaft: Wenn möglich auf diese Kniffe verzichten und stattdessen zuerst 

ändern/aufheben und später wieder zurückändern/neu erlassen. 

294 Änderung des Erlasstitels: immer alle Elemente (Titel, Kurztitel, Abkürzung) 

abdrucken. Abschaffung der Formulierungen wie «Einfügen eines Kurztitels» 

295 Änderung des Ingresses: Immer den ganzen Ingress abdrucken, aber ohne 

Rahmensatz und ohne Materialien. 

296 Verschiebung der Regelungszuständigkeit in einem bestimmten Bereich: Man muss 

den Titel und den Ingress anpassen 

297 Hinzufügen von Anhängen: Leichte Anpassung der Formeln im Deutschen und im 

Italienischen (vgl. in den alten GTR Rz. 47)  

298 Änderung eines Anhangs: Immer Titel wiedergeben 

299 Anhänge umnummerieren 

302 Inkrafttretensformel für Verordnungen: «Diese Verordnung Änderung tritt am … in 

Kraft.» (analog zur unveränderten Regelung bei den Gesetzen) 

307–313 Gestaltung und Kennzeichnung neuer Bestimmungen:  

– «(neu)» in Entwürfen von Erlassen der Bundesversammlung entfällt;  

– neuen Artikel zwischen 65 und 65a einschieben (Rz. 309);  
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– Einfügung von Artikeln am Ende oder am Anfang einer Gliederungseinheit (Rz. 310);  

– Gliederungstitel nach (nicht nur vor) Art. … (Rz. 311);  

– Einfügen einer Fussnote (Rz. 313) 

317 

(vgl. 324) 

Wiedergabe einzelner Sätze ist nur noch bei Erlassen der Bundesversammlung 

zulässig. 

323 Verweise in der Sachüberschrift ändern 

324 

(vgl. 317) 

Ausnahme für Erlasse der Bundesversammlung: Auch wenn wesentliche Teile eines 

Artikels geändert werden, kann man nur den geänderten Teil wiedergeben. 

325 Wiedergabe der Anweisung «Gliederungstitel vor/nach …» auch bei Änderung aller 

Artikel der Gliederungseinheit (vgl. GTR 2003 Rz. 186) 

327 Generalanweisungen: Vereinfachte und über die Sprachfassungen hinweg 

vereinheitlichte Formel. 

331 und 

332 

formlose Anpassungen durch die BK 

339 Sammelanweisung für die Aufhebung mehrerer Bestimmungen 

349 Struktur eines Aufhebungserlasses mit Übergangsbestimmungen (Ziffern statt Artikel; 

Erklärungen zur Publikation in der SR) 

350 Anpassung des Ingresses von Bundesgesetzen, die noch die alte Bundesverfassung 

anrufen (nicht mehr nur Fussnoten mit den neuen Bestimmungen einfügen) 

355–358 Anpassung des ganzen Texts der allgemeinverbindlichen Bundesbeschlüsse, nicht nur 

des Titels (Ausnahme für die Schlussbestimmungen) 

 

Chr. Müller ChF / Christoph Bloch BJ, Dezember 2013 
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Révision des Directives sur la technique législative (DTL) 

Liste des règles nouvelles et de règles formalisées 

En vert : ce qui change avec les nouvelles DTL 

En rouge : règles formalisées 

Remarques :  

– Les règles issues des aide-mémoire qui restent inchangées ne sont pas prises en compte. 

– Il n’est pas toujours possible d’établir avec précision si une règle est nouvelle ou si elle a 

simplement été formalisée. 

– La liste comprend un grand nombre de règles qui ne s’appliquent que rarement ou qui n’ont subi 

que des modifications mineures. Les points les plus importants ont été mis en gras. Les points sur 

fond gris sont présentés de manière plus détaillée dans un document séparé et seront examinés 

de plus près dans le cadre de ce cours. 

4 à 7 Mention de l’auteur de l’acte dans le titre de l'acte 

8 Titre d’un acte : dans quels cas les désignations autres que « loi » ou « ordonnance » 

sont-elles admises ? 

12 Mention de l’auteur de l’acte dans le titre court (ex. : ordonnance du DFI sur 

l’attribution d’organes) 

18  Sigle d’un acte : la règle qui veut qu’un sigle ne doit pas comprendre plus de cinq 

lettres ne s’applique pas aux séries d’actes (ex. : OEmol-LCart, Org-DFJP). 

21 Clarification concernant la date de l’acte : il s’agit de la date à laquelle l’acte de base a 

été adopté, et non, par exemple, de la date à laquelle l’acte a été modifié pour la 

dernière fois. 

22, 29 (ne 

concerne 

que le 

texte 

français) 

Le terme « en exécution de » s’emploie désormais systématiquement pour citer un 

acte de droit international dans le préambule d’un acte de droit suisse (en lieu et 

place de « en application de » ou de « vu »). 

En allemand et en italien, les formules restent inchangées (« in Ausführung von » et 

« in esecuzione di »). 

28 Préambule : on peut recourir à la formule « vu la loi du ... » sans mentionner 

d’articles, lorsque la loi ne contient pas de disposition spécifique fondant la 

compétence d’édicter l’acte (selon le ch. 135 des anciennes DTL, cette règle n’était 

admise que lorsque les bases légales étaient très nombreuses). 

33 Lorsqu’il est nécessaire de définir un terme qui n’est utilisé qu’une seule fois dans 

l’acte, la définition peut figurer dans la disposition concernée. 

35 et 154 Possibilité d’introduire un sigle ou la forme abrégée d’un terme ou d’une longue 

expression dès que le terme ou l’expression apparaît plus d’une fois dans l’acte 
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(assouplissement de la règle). 

37 à 40 Correspondances terminologiques 

44 à 52  « Abrogation et modification du droit en vigueur d’autres actes » 

« Aufhebung und Änderung bisherigen Rechts anderer Erlasse » 

« Abrogazione e modifica del diritto vigente di altri atti normativi » 

49 Lorsque l’on abroge un acte, on indique les références au RO de l’acte qui sont encore 

pertinentes au moment de l’abrogation (et non sa référence au RS). 

54  Dispositions de coordination (règles à appliquer dans le message et dans l’acte 

lorsqu’il faut coordonner plusieurs projets du Parlement) 

56 à 59 Entrée en vigueur d’un acte liée à l’entrée en vigueur d’un autre acte : légère 

adaptation des formules et clarifications concernant leur utilisation 

– (ex 41) Actes de durée limitée : on ne peut désormais plus renoncer à mentionner 

expressément dans les dispositions finales d’un acte qu’il est de durée limitée, même 

lorsque ce fait ressort clairement du titre de l’acte. 

65 à 67 Annexes : petites précisions (illustrations, couleurs, etc.) 

75 Titre des articles : établissement d’un lien entre deux articles (ex. : « Art. 8 Organe de 

conciliation : organisation » et « Art. 9 Organe de conciliation : tâches ») 

76 Table des matières et index : indication de l’organe responsable de leur établissement 

81 Transformation de titres marginaux en titres non marginaux : le recours à une 

indication générale (modification par le CPO) n’est souvent pas possible.  

86 Les rapports logiques entre les éléments d’une énumération peuvent s’avérer 

complexes; la possibilité d’ajouter un « et » ou un « ou » n’est pas une panacée. 

88 Toute phrase indépendante ajoutée dans une énumération doit être précédée d’un 

point-virgule (et non d’un point). 

91 Les dispositions pénales tant du droit pénal commun que du droit pénal accessoire 

ne sont plus citées au moyen de paragraphes non numérotés (c’est pourquoi la 

peine encourue est, en règle générale, annoncée avant les infractions). 

96 à 123 La partie consacrée aux renvois a été restructurée; divers détails ont été clarifiés (par 

ex. au ch. 104, qui précise que l’emplacement de l’appel de la note de bas de page 

n’est pas le même dans les trois langues). 

116 à 121 Renvois à des textes qui ne figurent ni dans le RO, ni dans le RS, ni dans le JO; 

manière d’indiquer les références et les adresses auxquelles ils peuvent être 
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obtenus 

115 et 120 Manière de citer des normes techniques qui peuvent être consultées ou obtenues 

auprès l’Association suisse de normalisation (harmonisation de la pratique, qui 

diverge légèrement des autres règles applicables en matière de citation) 

121 Référence d’un acte ou d’une disposition cité plusieurs fois :  

– on peut renoncer à répéter la référence à l’intérieur d’une même annexe  

– indication de la référence par une note de bas de page qui renvoie à la note 

comprenant la référence complète (« Cf. note de bas de page relative à l’art. … ») 

134 et 135 Désormais, lorsque l’on cite un acte de l’UE au moyen de son titre court (officiel ou 

non officiel), on utilisera systématiquement le sigle « UE » même si le numéro de 

l’acte comporte le sigle « CE » ou « CEE » (ex. : « directive UE sur la sécurité 

ferroviaire », pour la directive 2004/49/CE, en lieu et place de « directive CE sur la 

sécurité ferroviaire »). 

155 (cf. 12) Sigle de l’auteur de l’acte dans le titre et le préambule d’ordonnances édictées par un 

organe autre que le Conseil fédéral 

156 Types d’actes de l’Assemblée fédérale :  

– les dernières modifications constitutionnelles ont été intégrées dans le tableau 

– le tableau suit désormais la systématique constitutionnelle (et ne se fonde plus sur 

la distinction entre actes contenant des règles de droit et actes n’en contenant pas). 

164 à 170, 

221 à 229 

Clauses référendaires :  

– prise en compte des modifications de la loi sur le Parlement et de la loi sur les 

droits politiques relatives au retrait conditionnel ou inconditionnel d’une initiative 

populaire 

– harmonisation des formules entre les trois langues (de petites différences dues à 

des spécificités linguistiques subsistent); exemples : 

– tous les renvois à des dispositions constitutionnelles figurent désormais entre 

parenthèses dans les trois langues, sans mention du texte constitutionnel 

– dans la version allemande des textes, pour le référendum obligatoire, la 

formule sera désormais systématiquement « … wird Volk und Ständen zur 

Abstimmung unterbreitet » (la formule « … untersteht der Abstimmung des 

Volkes und der Stände » n'est plus admise) 

171 Entrée en vigueur d'une ordonnance de l’Assemblée fédérale (formule) 

173 à 186 Entrée en vigueur d'une loi fédérale : les nouvelles DTL contiennent de nombreuses 

formules applicables dans des cas particuliers (ex.: mise en vigueur par le Parlement 

lui-même, mise en vigueur échelonnée, mise en vigueur partielle). 
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À retenir : dans la plupart des cas, la solution idéale consiste à déléguer la mise en 

vigueur au Conseil fédéral (ch. 172 : « Le Conseil fédéral fixe la date de l’entrée en 

vigueur. »); les autres règles ne sont utiles que dans des cas particuliers plus ou moins 

rares; on n'y recourra donc qu'en cas de besoin avéré. 

219 Lorsque l’on intègre dans un arrêté fédéral portant approbation d’un traité 

international une loi ou une modification constitutionnelle liée à la mise en œuvre 

du traité, on la fera toujours figurer en annexe. 

221 à 229  Clauses référendaires des arrêtés fédéraux : voir ci-avant, sous les ch. 164 à 170 

237 Utilisation de la formule « en exécution de » dans le préambule d’ordonnances 

247 à 269 Ordonnances administratives : diverses précisions mineures, notamment aux chiffres 

suivants :  

– ch. 249 : une partie de ces règles peuvent également être utiles pour d’autres textes 

destinés à être publiés dans la Feuille fédérale 

– ch. 263 : il n'est désormais plus recommandé de manière générale de limiter la 

durée de validité d’une ordonnance administrative 

274 Modification d’un acte de rang supérieur (harmonisation de la pratique) : les 

modifications sont toujours effectuées dans un acte à part (et non, par ex., dans un 

article intitulé « Modification d’autres actes »). L’acte est présenté selon les règles 

applicables aux actes modificateurs, à l’exception du préambule ainsi que, pour les 

actes de l’Assemblée fédérale, du titre. 

279 à 281 Suspension et modification temporaire d’un acte. Les règles sont relativement 

complexes. À retenir : on évitera, dans la mesure du possible, d’y recourir et on 

privilégiera soit une modification de l’acte suivie d’une modification qui rétablira 

l’état de droit antérieur, soit une abrogation suivie d’une nouvelle édiction de l’acte. 

294 Modification du titre d’un acte : il faut reproduire tous les éléments qui composent 

le titre (titre, titre court, sigle). Les formules telles que « Adjonction d’un titre 

court » ne sont plus admises. 

295 Modification du préambule d’un acte : il faut reproduire l’ensemble du préambule, à 

l’exception de la phrase introductive et des travaux préparatoires. 

296 Transfert à une autre autorité de la compétence de légiférer dans un domaine : le 

titre et le préambule de l’acte concerné doivent être adaptés. 

297 Ajout d’une annexe : les formules ont été légèrement modifiées en allemand et en 

italien (cf. ch. 47 des anciennes DTL). 

298 Modification d’une annexe : il faut toujours reproduire le titre de l’annexe 
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299 Renumérotation des annexes 

302 Entrée en vigueur de la modification d’une ordonnance (nouvelle formule) : « La 

présente ordonnance modification entre en vigueur le ... . » (alignement sur la 

formule utilisée pour les lois) 

307 à 313 Présentation et désignation de dispositions nouvelles :  

– suppression de la précision « (nouveau) » dans les projets du Parlement 

– insertion d’un nouvel article entre, par exemple, un art. 65 et un art. 65a (ch. 309) 

– insertion d’articles au début ou à la fin d’une subdivision (ch. 310)  

– insertion d’un titre après un article (ch. 311)  

– insertion d’une note de bas de page (ch. 313) 

317 

(cf. 324) 

Désormais, lorsque l’on modifiera une seule phrase dans une subdivision comptant 

plusieurs phrases, on ne pourra se borner à citer cette seule phrase que dans les 

actes de l’Assemblée fédérale. 

323 Modification d’un renvoi figurant dans le titre d’un article (ou d’une subdivision 

supérieure à l’article) 

324 

(cf. 317) 

Dans les actes de l’Assemblée fédérale, on peut, même lorsque de grandes parties 

d’un article sont modifiées, ne mentionner que les parties qui sont modifiées. 

325 Si une subdivision supérieure à l’article fait l’objet d’une révision totale, le titre de la 

subdivision sera précédé de l’annonce « Titre précédant / suivant … » (cf. ch. 186 des 

anciennes DTL). 

327 Indications générales : simplification de la formule et harmonisation de la formule 

entre les trois langues 

331 et 332 Liste des corrections que la ChF effectue sans procédure formelle 

339 Regroupement de dispositions abrogées 

349 Présentation d’un acte abrogateur comprenant des dispositions transitoires 

(subdivision en chiffres romains; explications concernant la publication dans le RS) 

350 Adaptation du préambule de lois qui se fondent encore sur l’ancienne constitution 

(les articles pertinents de la Constitution de 1999 ne sont plus cités dans une note 

de bas de page) 

355 à 358 Arrêtés fédéraux de portée générale : on modifiera non seulement le titre de l’arrêté, 

mais aussi les dispositions concernées du corps de l'acte (à l’exception des 

dispositions finales). 

 

Chr. Müller (ChF) / Christoph Bloch (BJ), décembre 2013 
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